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Fur 1nNe Zukunft 1n Solıdarıtät und Gerechtigkeıit

iıne Relecture des Wıiırtschafts- un Soz1alwortes der Kirchen
ach zehn Jahren!

Am 28 Februar 1997 veröftffentlichten die beiden großen Kirchen 1n Deutschland
dem programmatıschen Titel APUr eıne Zukunft 1ın Solidarıität un: Gerechtig-

elıt  C ıhr (3emeınsames Wort ZANT: wiırtschafttlichen und soz1alen Lage 1ın Deutsch-
land? Es erzielte eıne überraschend oroße Resonanz und löste ebhafte Debatten
auUs, nıcht zuletzt weıl 6S aus eıner breiten innerkıirchlichen und gesellschaftlichen
Konsultation hervorgegangen W al. Se1it dem Erscheinen des (Geme1lnsamen Wortes
haben sıch die polıtıischen, soz10-Okonomischen un Okologischen Verhältnisse al-
lerdings ZUuU Teıl erheblich gewandelt: Die 1998 angetretene rot-grune Bundes-
regierung un die amtierende Große Koalıtion haben die politische Landschaft 1ın
Deutschland verändert. Das Projekt „Deutsche Einheit“ hat sıch 1m zurückliegen-
den Jahrzehnt ZW ar 1n mancher Hınsıcht konsolidiert, zugleich 1st aber die Kluft
zwıschen Gewıinnern un: Verlierern der Vereinigung tiefer yeworden. Auf CUTO-

paıscher Ebene aflst die rasch vollzogene EU-Erweıterung dıe bısher nıcht gelun-
SCILC „Vertiefung“ Stichwort: Verfassungsvertrag dringlicher erscheıinen.
Mıt der Jahrtausendwende 1sSt die Welt 1ın eıne NEUEC Phase ylobaler Unsicherheit e1IN-

Hıer sınd VOT allem der 18 September ZWO 1 der Irakkrıeg SOWI1e die Aus-
breitung nuklearer Technologien (Z18NaKeink Und der Klimawandel, der schon Jetzt
verheerende Folgen zeıt1igt, macht e1in Umsteuern der bisherigen Produktions- und
Konsummuster dringlicher denn JE Verunsicherung 1St einem „Zeichen der
eıit  I geworden. Die Kirchen 1n Deutschland, selbst unftfer Wandlungsdruck, stehen
dem keineswegs WwW1e eın „Fels 1n der Brandung“ gegenüber. Was hat das (semeıln-
SAaTIIIC Wort diesen Bedingungen, zehn Jahre danach, och sagen?

iıne (l Debatte soz1ale Gerechtigkeıit

Vergegenwartıigt INa sıch dıe Komplexıtät der 1MmM (semeınsamen Wort aufgenom-
und Z UE Debatte gestellten vesellschafts- un soz1alpolıtıschen Zusammen-

hänge, 1sSt 65 ın der Rückschau aln verwunderlich, da{fß sıch seıther begleitend
Zortgang der entsprechenden Diskussionen 1ın der wıssenschaftlichen un!
lıtıschen Offentlichkeit 1n der christlichen Soz1ialethik eıne NCUC, ebhafte Debatte
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eıne tragfähige Gesamtkonzeption soz1aler Gerechtigkeit entwickelt hat
Symptomatisch dafür 1st eıne Ser1e VO 5Symposıen un!: Fachtagungen SOWIEe
korrespondıerenden Veröffentlichungen, die diese Thematik 1Ns Zentrum stellen,
mıiıt ausdrücklicher Fokussierung auf die Sozıialstaatsdiıskussionen, ın denen die Fra-
gCNHN gerechte Verteilung un: Beteiligung gesellschaftlich konkret un: brisant
werden?. Im Zentrum der Debatten steht der Versuch, die normatıve Leitidee der
(sozıalen) Gerechtigkeıit reformulieren, da{fß S1e auf die komplexen Heraustor-
derungen der Gegenwart Nntworten VeErmMaAa$S. Die Verantwortung der einzelnen,
dıe Aufgaben gesellschaftlicher Akteure un:! die Zuständigkeıiten des Staats W1e der
Staatengemeinschaft mussen präzıse identitiziert und 1n e1in menschen-, sach- und
umweltgerechtes Verhältnis zueinander ZESETIZL werden.

Wiährend das Gemehlnsame Wort aus trıftigen Gründen besonders dıie verteilungs-
politischen Aufgaben des Soz1alstaates stark gemacht hat, geht N 1n der nach-
tolgenden Debatte VOT allem die Zuordnung VO Verteilungs- un: Beteiligungs-
gerechtigkeıt Einschlufß der Perspektive der nachtfolgenden (Gsenerationen
(intergenerationelle Gerechtigkeit) SOWIe eiıne stärkere Wahrnehmung der Oöko-
logischen Dımension der Gerechtigkeit.

Di1e kontrovers geführte soz1alethische Diskussion reagıert auf dıe ımmer stärkere
Eınforderung VO „E1igenverantwortung“ 1m politischen Prozef(ß un: aut die
Bestrebungen, Teıle soz1ıalstaatlicher Zuständıigkeit und Verantwortung re-)pri-
vatısıeren. hne Zweıtel MU das Leistungsspektrum des Soz1alstaats 1ın Relation
ZUuiT: volkswirtschaftlichen und demographischen Entwicklung, ZUur Entwicklung
des Arbeıitsmarkts un: des Gesundheitswesens stehen und gegebenentalls angepaft
werden, die wesentlichen Aufgaben des Soz1alstaats nachhaltıg sıchern kön-
LIECHN Dabe]i geht keineswegs 1U  — Alımentierung. Vielmehr soll die Befähigung
der Person, das eigene Leben weıt W1€e möglıch 1n verantwortlicher Freiheit
selbständıg führen, Rıchtschnur sozıalpolitischer Konzepte se1n“. Soz1ialethisch
bedenkliıch wiırd 6S allerdings, WEeNn 1es 1n manchen (neo-)liberal eingefärbten Mo-
dellierungen 1ın die Tendenz mündet, „Sozıalstaat“ durch „E1igenverantwortung“

Dann namlıch gerat AUS dem Blick, da{fß dıie Wahrnehmung der getorder-
ten Verantwortung seıtens der einzelnen Gesellschaftsmitglieder selbst 1n hohem
Ma{fß soz1ale Voraussetzungen gebunden 1St, Verantwortung mu{ durch
Eröffnung VO Chancen und Zugang materiellen Ressourcen ermöglıcht
werden.

Kıirchlichen Posıiıtionierungen ach dem Geme1hunsamen Wort insbesondere dem
„Impulstext“ der Kommuissıon VI für gesellschaftliıche un:! soz1ale Fragen der Deut-
schen Bischofskonferenz „Das Soz1ale LICU denken Für eıne langfristig angelegte
Reformpolitik“ VO Dezember 2003 1St der Vorwurt entgegengebracht worden,
m1t der stärkeren Gewichtung der Beteiligungsgerechtigkeit und der Hıntanstel-
lung VO Verteilungsfragen In dieses HOrn blasen“ In der Tat vermuıiıttelt der
Text 1n manchen Passagen den Eındruck, die Bedeutung VO Verteilungsfragen her-
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unterzuspielen W 9AS angesichts wachsender soz1ıaler Ungleichheiten auch der
deutschen Gesellschaft plausıbel und ethisch iragwürdıg erscheıint Beteıili-
gUuNs aber als Alternatıve oder konkurrierendes Prinzıp Verteilung 1115 Iret-
fen führen, geht der soz1alethischen Logik des Zusammenhangs VO  - Indıvi-
dualität und soz1ıaler Verwiesenheıit der Person vorbei Als Grundproblem zeichnet
sıch hınter solchen Einschätzungen das trügerische Leitbild vollıg UtONOME

Individuums ab das konstitutive Bedingungsverhältnıs VO Selbstverantwortung
und Angewiesenheıt autf Unterstutzung wırd unterschätzt möglicherweıse
Anpassung ökonomische Annahmen, dıe der and NOrMAaLLV aufgeladen
werden

I Iıe grundlegende pannung 7zwiıischen Individualität Freiheit un: Verantwort-
ichkeit auf der soz1aler Bezogenheıt un: Bedürftigkeıit auf der anderen Selite
darf nıcht CINS e1t1g aufgelöst werden Das vielbeschworene Subsidiarıtätsprinz1ıp
nımm: diese pannung gerade dem doppelten Verpflichtungsgehalt für den Staat
auf einerseIlIts Kompetenzanmaßungen yegenüber den einzelnen b7zw gesellschaft-
lıchen Gruppen vermeıden andererseıts 1aber Hıltestellung leisten, die
Verantwortlichkeit der einzelnen un!: der kleinen Gemeininschaftten ermöglichen

und Ördern (Nr 120) Insotfern ertfordert dıie Einlösung des Subsidiarıtäts-
osrundsatzes deutlich mehr als DUIC Nothilfe

Bıldung als Gerechtigkeitsthema
Dafß dıe Aufgabe des Soz1ialstaats nıcht 1L1LUT Auffangen VO Notlagen und der
Absıiıcherung des soz1i0kulturellen Ex1istenzminimums besteht sondern Zanz —

sentlich der Ermöglichung und Förderung VO  . Verantwortung der einzelnen, 1ST

den VELHANSCHLCH Jahren VO  — allem Politikteld deutlich geworden, das
Deutschland bıs VOT kurzem nıcht den Feldern der Sozialpolitik gezählt wurde
Alarmıert durch die Befunde der EB Vergleichsstudien 215 un: Er-
kenntnisse der Deutschland ach WIC VOT EXTITeM hohen Abhängigkeıt Z W1-=-

schen soz1ıaler Herkunft un!: Bildungsbeteiligung liegt 1er der Zusammenhang VO

„soz1alstaatliıcher Ermöglichungspolitik un: eigenverantwortlicher Beteiligung
besonders deutlich auf der and Bildung als Schlüssel gesellschaftlicher Be-
teilıgung „Wissensgesellschaft 1ST prom1nenten Gerechtigkeıits-
thema geworden‘.

WÄährend dies 1 (GGemeinsamen Wort och eher randständıg behandelt worden
W dl, eizten die nachfolgenden, ANSONSTIEN umstrıtte Publikationen der Kom-
I11S510171 VI der Deutschen Bischotskonterenz das Memorandum „Mehr Beteilıi-
gungsgerechtigkeıt 1998 das Impulspapıer DE Soz1iale I1ICU denken

deutlichen Akzent indem Bıldung als sozıalpolıtısche Aufgabe ıdenti-
iziert wiırd Damıt wırd der Aspekt der Vorsorge b7zw der Betähigung ZUTLF Wahr-
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nehmung VO  - Verantwortung $r die eigene Lebens gyestaltung und die Entwicklung
der Gesellschaft 1Ns Blickteld gerückt. Bıldungspolitik wırd als konstitutives Ele-
mMentL eıner „vorsorgenden Soz1alpolitik“ begritten. Dahinter steht der Gedanke des
(3emeınsamen Wortes, da{fß die Wahrnehmung der individuellen Grundrechte viel-
tach erst durch so7z1ale Teilhabechancen möglıch wırd (NE£. 133)

Die mi1t der ungleichen Bıldungsbeteiligung verbundenen Gerechtigkeitsfragen
werden iınzwischen auch VO seıten der christlichen Soz1ialethik verstärkt earbei-
EL un: War VOT allem auch un der Rücksicht der unzureichenden Umsetzung
des Menschenrechts aut Bıldung ın WUMSGLEGT: Gesellschaft W1€ 1mM weltweıten Ma{fßs-
stab? In soz1alethischer Perspektive kommt CS entscheidend darauf A dıe Be-
deutung VO Bıldung VO  e} 7Z7We] Seıten her ın den Blick nehmen: Zum einen 1st
Bıldung für dıe einzelne Person eın notwendiges, WEeNnNn auch nıcht hınreichendes
Mıiıttel ftür soz1ale Anerkennung, ökonomuische Selbständigkeıit, polıtische Beteilıi-
SUunNs und eılnahme kulturellen Prozess, ınsgesamt für die Fähigkeıt, eın
selbstbestimmtes Leben führen:; ZU anderen 1St Bıldung gesamtgesellschaftlich
notwendig für gesellschaftliche Wohltahrt un: kulturelle Entwicklung, für ökono-
mischen Wohlstand und Wettbewerbstähigkeit der Volkswirtschaft 1mM globalen
Wettbewerb. Beide Perspektiven sınd miıteinander verschränkt und aufeinander
angewıl1esen. Bıldung zielt auf ındıviduelle Reitung und Verantwortungsfähigkeit
SOWI1E auf gesellschaftliche Kontinultät un Innovationsfahigkeit. Persönlicher
Freiheitsgewinn 1in eınem umtassenden Sınn 1sSt zugleich Bedingung un: Quelle für
ökonomische un: politische Entwicklung. Gesellschaft un: Wıirtschaft sınd auf die
Entfaltung ındividueller Potentiale un: auf Kommunikationsfähigkeıit der einzel-
LIC1IN angewlesen. 1ne soz1alethische gerechtigkeitsorientierte Auseimander-
SCETZUNG miı1t dem Thema mu{ deshalb beide Zugehensweısen Bıldung mıteiınan-
der verknüpfen un Vereinseitigungen vermeıiden (se1 CS 1ın einem ausschliefßlich
gesellschaftliıch-funktionalen S1nn, se1 1n eıner VO den so7z1alen Kontexten ‚ab
gehobenen“ Individualperspektive), W1€e eLtwa 1n der Stellungnahme des
Zentralkomuitees der Katholiken „Lernen un! Arbeıiten 1m Lebenslauf“ VO

November 2005 gelungen ist 19 Damıt 1St eın wichtiges Vorzeichen für Bıldung als
(sozıal-)politische Aufgabe ZESELZL.

Gerade diesem Politikftfeld zeıgt sıch überdeutlıch, da{fß kontraproduktiv ISt,
Verteilungs- und Beteiligungsgerechtigkeıit als Alternatıven oder Sal als Gegensatz

begreifen: Im Sınn des soz1alethıischen Person- und Gesellschaftsverständnisses
mu{fß eın zentrales Anlıegen se1N, staatliıches Handeln auf die Gewaährleistung der
Rahmenbedingungen für Biıldungszugang un:! -beteiligung SOWI1e auf die Wahr-
nehmbarkeit qualitatvoller Bıldungsangebote zumal für Menschen mIı1t erschwer-
ten Partızıpatiıonschancen, Kıiınder mM1t Migrationshintergrund auszurichten:

geht darum, Menschen befähıigen, damıt S1Ce sıch bilden (lassen) können.
Dies mMUu: als wesentliche Voraussetzung für die Ermöglichung un: Kultivierung
personaler Verantwortung erkannt werden, die eben nıcht „naturwüchsıg“ VOTaus-
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DESETIZL werden kann, sondern sıch erst bestimmten soz1alen Voraussetzungen
entwickeln und 1ın eınem partızıpationsorıientierten gesellschaftlichen Klima enttal-
ten annn In diesem Sınn 1st die Reihenfolge VO „Fördern und Fordern“ nıcht —-

kehrbar, weder 1mM Bıldungs- och 1mM rwerbsbereich!
Wurde die Problematik der Bildungsbeteiligung EersSt 1ın der Nachgeschichte des

(GGemeinsamen Wortes un eher durch andere gesellschaftlıch wırksame Impulse
einem „Megathema“ der öffentlichen W1e€e der wissenschaftlichen und politischen
Debatte, ann 1n anderen Bereichen eher eline Impulswirkung, se1 65 1n der gvesell-
schaftlich-politischen Arena, sSEe1 ın der Akzentsetzung 1m Bereich soz1alethischer
Forschung, beobachtet werden.

Zukunftsfäahigkeit der soz1alen Siıcherungssysteme
Das Gemehjnnsame Wort hatte gefordert, die soz1alen Sıcherungssysteme „aAarMUuUtSs-
test  CC machen und 1m Blick aut die zukünftigen Herausforderungen hın —

zubauen (Nr. 179) In diesem Kontext geht der ext auch auf die rage ach dem
ANSCINCSSCHLCI Verhältnis VO individueller Verantwortung un so7z1alstaatlıcher
Verpflichtung ein sowochl grundsätzlıch als auch bezogen auf dıe konkret
bearbeitenden „Grofßbaustellen“ eıner zukunftstähigen Retorm des Soz1ialstaats:
Alterssicherung, Gesundheıitssicherung, Pflege- un: Arbeıitslosenversicherung. Im
Nachgang 7A81 (GGeme1insamen Wort haben dazu eLtwa die (GSemeiınsame Erklärung
„ Verantwortung un:! Weitsicht“ Z Retorm der Alterssiıcherung 1n Deutschland
(2000) *: SOWI1e die katholische Stellungnahme „Solıdarıtät braucht Kıgenverant-
W0rtung Orıentierungen Hür ein zukunftstähiges Gesundheıitssystem“
beachtenswerte Vorschläge ZUT Reform zweler wichtiger Siulen des Soz1ialstaats
vorgelegt. Auf der Lıinıe des Geme1i1nsamen Wortes zı1elen S1e auf eıne gerechtere 1E
stenverteilung zwıschen un: iınnerhalb der Generatıonen, auf mehr Solidarıtät und
subsidiäre E1ıgenverantwortung, VOT allem aber auf die Vermeidung VO Armut und
Ausgrenzung aufgrund VO Alter oder Krankheit.

Ethische Grundlage 1STt die vorrangıge Option für die Armen, Schwachen un! BE-
nachteıilıgten. 7u ıhr als einem Wesenskern des christlichen Glaubens un: einem VCI-

pflichtenden normatıven Ma{fißstab bekannten sıch die christlichen Kırchen ın Deutsch-
and in dieser Deutlichkeit erstmals 1mM (GGeme1insamen Wort (vgl Nr. 1051 07))

iln der Perspektive eıner christlichen Ethik mu{fß darum alles Handelfi und Entscheiden 1n
Gesellschaft, Politik und Wıirtschaft der Frage werden, inwıetern die Armen
betrifft, ihnen nutzt un: S1e eigenverantwortlichem Handeln befahigt“ (Nr. 107)

Dabe geht nıcht Miıtleid, sondern Gerechtigkeıt. Diese verlangt 1nNe€e
„Parteinahme für alle, die auf Unterstützung un Beistand angewlesen SINa 1aber
soz1ıale Gerechtigkeıit „erschöpftt sıch nıcht 1n der persönlıchen Fursorge für Be-
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nachteiligte, sondern z1ielt aut den Abbau der strukturellen Ursachen für den Man-
gel Teilhabe un eilnahme gesellschaftlichen und wiırtschaftlichen Prozes-
sen (Nr. 112)

Um mi1t den Armen, Schwachen un: Benachteiligten bzw. iıhren (sunsten enNt-
scheiden und handeln können, mu{fß INnan 1aber zunächst eiınmal wI1ssen, Wer ALIN,
schwach oder benachteiligt 1St un: W as dıe jeweıligen Gründe dafür sınd. Als Rot-
Grün deshalb ach lang dauernder, beharrlicher Weıigerung der Regierung ohl
eiıne Armuts- und Reichtumsberichterstattung aut der Basıs des Lebenslagenan-
SAatZes einführte, wurde damıt eine alte Forderung der Wohltahrtsverbände un:!
der Gewerkschaften eingelöst, die durch das Kırchenwort Auftrieb erhalten
hatte (vgl Nr. 220) ber nıcht 1Ur Armut, auch Reichtum, der Text, musse eın
Thema der politischen Debatte sSe1IN. Mıt Blick auf die soz1ıale Sıcherung un: die
ach wıe VOT kränkelnde Einnahmenseite einıger ihrer 5Systeme 1St mı1t dem (3@-
melınsamen Wort darauf verweısen, da{ß AUS soz1alethischer Sıcht auch „SOl-
darısche Pflichten VO  e Vermögenden un!: die Sozialpflichtigkeit des E1gentums“
oibt Die Leistungstähigkeıit 7Axr Teilen un Z Iragen VO  a Lasten bestimme sıch
nıcht 1Ur ach dem Eınkommen, sondern auch ach dem Vermögen: „Werden die
Vermögen nıcht in NSCMECSSCHECK Weıse ZuUur Fınanzıerung gesamtstaatlıcher Auf-
gyaben herangezogen, wırd dıe Sozıalpflichtigkeit 1ın eıner wichtigen Beziehung e1IN-
geschränkt oder Sal aufgehoben“ (Nr. 220)

uch WEeNN die Politik W1€e eLIwa das MNEUE Zuwanderungsgesetz VO 30 Jul:
2004 zeıgt Zuwanderung stärker teuern un: begrenzen, VOT allem aber verhin-
dern will, da{ß Menschen AIn dıe soz1ı1alen Sıcherungssysteme eiınwandern“, stellt
sıch der Perspektive der Option Hür die Armen doch gerade die Frage nach der
soz1alen Sıcherung der Menschen, die innerhalb des SOZENANNLEN Prekariats och
eiınmal besonders prekären Verhältnissen leben (müssen): der soz1alen Sıche-
LULLS VOTL allem der Asylsuchenden, der Menschen ohne legalen Autenthaltstitel
oder der unbegleiteten miınderJjahrigen Flüchtlinge. Das Wırtschafts- und Soz1ial-
WOTITL hatte den Themenkomplex bewufßt ausgeklammert (Nr. 90); weıl dazu ein e1-

Geme1i1nsames Wort bereıits ın Vorbereitung WAT.: das Wort der Kırchen den
Herausftorderungen durch Mıgration un:! Flucht un!: der Fremdling, der 1n de1-
LICITH Toren 1St  D (1997) 1 Mıgration un!: Flucht SOWI1e die Aufnahme un Integration
VO Flüchtlingen gehören danach den „bedrängendsten polıtischen un:! soz1al-
ethischen Herausforderungen der Gegenwart“, denn geht 1er Menschen, die
1n iıhren Rechten, ihrer Würde, ıhrem Wohlergehen oder ıhrer Exıstenz edroht
sınd.

Blickt INa  — also auf den Umgang mMı1t Menschen auf der Flucht oder ohne Papiere,
1aber auch auf den Umgang mI1t langzeıtarbeitslosen oder pflegebedürftigen Men-
schen SOWI1e auftf Entscheidungen Lasten der Armen 1n den Ländern des Sudens
oder der nachrückenden Generatıonen, ann die Forderung des Geme1i1nsamen
Wortes, alles Handeln un: Entscheiden den Armen un: Ausgeschlossenen aus-
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zurichten, keineswegs als eingelöst gelten. Im Gegenteıl: Die „tiefen Rısse“, die den
Ausgangspunkt uUuNseTCsS Textes bılden der „ Vn der Massenarbeitslosigkeit her-
vorgerufene Rıls, aber auch der wachsende Rıß zwıschen Wohlstand und Armut
oder der och längst nıcht geschlossene Rıiß zwischen (Jst und West“ (Nr. ha-
ben sich weıter vertieft; andere, nıcht NANNLTE, bestehen weıter, und wıeder andere
sınd NECU hinzugekommen: der Rıl zwıschen Jung un: Alt; zwischen Zuwanderern
und „Einheimischen“, zwıschen ord un!: Süd, zwıschen den Jetzt Lebenden und
den kommenden Generatıonen, schließlich der Rı zwischen Mensch un Natur.

Ethik der Nachhaltigkeit
ngeregt anderem durch die Studie „Zukunftstähiges Deutschland FEın Be1-
tırag eıner ylobal nachhaltigen Entwicklung“, die das Wuppertal Institut für
Klıma, Umwelt und Energıe 1mM Auftrag VO BUND und Mısereor 1996 vorlegte,
erhob das (Geme1insame Wort das Leitbild „Nachhaltigkeit“ 1m Sınn eiıner Vernet-
ZUNg (Retinıtät) der sozıalen, ökonomischen und ökologischen Sphären neben
Solidarıtät und Subsıidiarıtäat 1ın den Kang eines Sozlialprinzips!*. Schon se1mt der
Mıtte des 19 Jahrhunderts hatten sıch die Kirchen eıne hohe Kompetenz und Auı
orıtät 1n der Analyse un:! Bewertung, 1aber auch der Problemlösung hinsıchtlich
der soz1alen Frage erarbeıtet, diese aber bıs 1ın die s0er Jahre hineıin weıtgehend
isoliert VO der öÖkologischen rage betrachtet. Angesıchts dessen wırd erst der
InnOvatıve Charakter dieses Schrittes deutlich. Di1e Okologische rage 1St damıt auch
1n der Systematık der christlichen Ethik un: Sozialverkündigung angekommen??.

Breıter entftfaltet un: konzeptualisıert wurde das Sustaiability-Leitbild dann 1m
Dokument der Kommıissıon für gesellschattliche und so7z1ale Fragen der Deutschen
Bischofskonferenz „Handeln für die Zukunft der Schöpfung“ (1998), das sıch selbst
als Fortschreibung un: Vertiefung VOT allem „der Okologischen Aspekte des (Ge-
melınsamen Wortes der Kırchen“ versteht. Allerdings W al eher > da{fß VO den
tederführenden Autoren des (zwar spater publızierten, 1aber parallel 7A86 Entste-
hungsprozefß des Wırtschafts- un: Sozialwortes schon weıtgehend ausgearbeıteten)
Okologisch-ethischen Dokuments wesentliche Impulse aut die Umweltkapitel des
Geme1i1nsamen Wortes ausgıngen.

Jle drei Dokumente reagıeren auf die xlobale ökologische Kriıse und betonen die
besondere Verantwortung Deutschlands (als Teıl der BÜ); 1aber auch die Chancen,
die 1n dem notwendıgen ökologischen Strukturwandel 1im Sınn nachhaltiger
Entwicklung lıegen. Deshalb erteılt das (GGemelinsame Wort dem Modell „‚Markt-
wiırtschaft pur eıne schroffe Absage un! postuliert 1nNe strukturelle un:!
moralısche Erneuerung der Soz1ialen Marktwirtschaft (Nr. hın eıner sOZ1al,
Ökologisch un: global verpflichteten Wırtschaftsordnung (Nr. He 142-150).

(3an7z 1n diesem Sınn argumentiert auch der VO der Bischofskonferenz heraus-
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gegebene Expertentext „Der Klimawandel!: Brennpunkt ylobaler, intergenerationel-
ler un!: Okologischer Gerechtigkeit“ VO September 700616 Wıe bereits der Titel
verdeutlıicht, wırd der Gerechtigkeitsbegriff jer W1€e schon 1im (Gemelnsamen
Wort räumlich und zeıtlich ENISrTENZT, 1aber 1U auch VO seiner tradıtionellen
thropozentrischen Engführung befreit!7. Gerechtigkeit 1n ıhren HO7 Dımensionen
1st der grundlegende Ma{ißstab des lextes: Die gefährliche menschengemachte Be-
einflussung des Weltklimas, die schon das (GGemeilnsame Wort m1t deutlichen Wor-
LG krıitisıert (Nr. Z9)% stellt für das Klimapapier eın unabwendbares Schicksal,
sondern eıne massıve Ungerechtigkeıit dar, die bestehendes Unrecht och VCGI-

schärte: „Die eıt drangt.” Dies unterstreicht auch der 117 darauf Feder-
tührung Nıcholas Sterns publızierte, vielbeachtete „Bericht über die wiırtschaft-
lıchen Aspekte des Klimawandels“. Der Stern-Bericht bestätigt den Expertentext
darın, da{fß der Klimawandel „eıne ernsthafte ylobale Bedrohung“ darstelle, die eline
dringende globale Antwort verlange L Der Völkergemeinschaft bleibt 9RENE och e1in
begrenzter Korridor VO zehn bıs 15 Jahren, 1n dem der Abschied VO „business-
as-usual“ vollzogen werden mu{( und einschneidende Ma{fisnahmen ergreıten
sınd, Schlimmeres verhüten.

Der Treibhaus-FEftekt und seıne oravıerenden negatıven Folgen machen iın beson-
derer Weıse deutlich, da{ß hinsichtlich aller dre1 Verpflichtungsdimensionen soz1al,
Okologisch un: olobal die Mahnungen des Kirchenwortes nıchts Aktualıtät
eingebüft haben eiım Klimawandel werden zudem die Grenzen und Konsequen-
DG bzw. tehlgesteuerter Märkte besonders schmerzlıch deutlich: hne U:
schweiıte nn darum Stern, der ehemalige Chefvolkswirt der Weltbank un:! era-
OT: der britischen Kegjerung, den Klimawandel das „gröfßte Versagen des Marktes,
das die Welt Je gesehen hat“ L

Die 1MmM (Gemelnsamen Wort och sehr zurückhaltend empfohlene Okologische
Steuer- un: Finanzretorm (Nr. 227 die dem Markt die notwendigen Sıgnale geben
soll, wurde 1999 VO  —_ Rot-Grün eingeführt WE auch halbherzig un: mıiıt einer
Reihe Okologisch und so7z1al tragwürdiger Kompromıisse behattet?29. Im Klima-
papıer der Bischöfe wiırd die dem verkürzenden Stichwort „Okosteuer“ tir-
mıerende Retorm 1U viel deutlicher als eın wichtiges Instrument des Klima-
schutzes begrüßt; allerdings musse S1Ce stärker den Umwelt- un:! Klimafolgen der
einzelnen Energieträger ausgerichtet werden, ökologisch bedenkliche Ausnahmen
muüuüften abgeschafft SOWI1e Gerechtigkeitslücken yeschlossen werden.

Miıt Blick auf die Okumene soll 1er nıcht unerwähnt bleiben, dafß die katholische
Kirche 1n Sachen Klıma keinen Alleingang H9 KS  men hat; S1Ce WTr vielmehr 1ın
der Bringschuld, nachdem die evangelische Kırche ın Deutschland un der Oku-
menische Rat der Kırchen bereıits mı1t wichtigen Stellungnahmen vOTaNSCHANSCH
waren#?l. In ıhrem Klimapapıer nehmen die Bischöfe ErNEeuUtL nıcht DE die anderen,
sondern auch die Kırche selbst 1n die Pflicht auch dies eın FEffekt des (Gemeın-

Wortes. Dahinter steht die Erkenntnıis, da{fß die Kırche un: ıhre Mitglieder
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aufgrund ıhrer Größe und Zahl selbst EeLWwWAaSs bewiıirken können, da{ß aber auch die
Glaubwürdigkeit ıhrer ethischen Orıentierungen und Forderungen auf dem Spiel
steht. „Angesichts der Dringlichkeit der Probleme 1st die katholische Kirche“,
heißt 1ın dem Expertentext selbstkritisch, „biısher hınter dem Möglichen und NT:
wendigen zurückgeblieben“. Erheblicher Nachholbedarf 1n Sachen Klimaschutz
esteht 1aber nıcht LLUT Hr die Kırche, sondern mındestens ebenso sehr selıtens der
Politik, der Wırtschaft, der zıvilgesellschaftliche Akteure SOWI1e der privaten Haus-
halte Die neuesten Forschungsergebnisse des International! Panel Clıimate
Change (1PCC) unterstreichen dies 1in aller Deutlichkeit22. Die deutsche Bundesre-
vjerung sollte deshalb iıhre Bremserrolle beım Klimaschutz aufgeben un: Deutsch-
and VO einem der zehn oröfßten Klımagas-Emuittenten einem Vorreıter 1n Sa-
chen Klimaschutz machen: 1ın Solidarıtät mıt den gegenwartıgen un!: (potentiellen)
künftigen Opftern des Klimawandels, aber auch AUS wohlverstandenem FEıgeninter-
SE Denn die Vorteile eiınes entschiedenen un trühen Handelns darüber hat der
Stern-Bericht die Weltöftfentlichkeit aufgeklärt, überwiegen die wirtschaftlichen
Kosten des Nıchthandelns be]l weıtem.

Partızıpation als Krıteriıum kirchlicher Praxıs

Nıcht 1L1UT durch seıne iınhaltlichen Posıtionen, sondern auch durch das neuartıge
Vertahren der Erarbeitung 1St das GemeLl1nsame Wort eın Meilenstein für die OS1-
tiıonı1erung der christlichen Kirchen 1ın der demokratıischen, pluralen Gesellschatft.
Der VOTANSCHANSCILC Konsultationsprozeis hat W1e€e n1ıe UVO 1n den Kırchen 1ın
Deutschland auch ın der W.ahl der Methode der Tatsache Rechnung etragen, da
Kırche „mıtten ın der Gesellschaft“ (Nr. 248) ebt und da{fß S1e be] aller Inst1tut10-
nellen Eıgenlogik und Unterscheidbarkeit auch VO dieser Gesellschaft lernen
gewillt 1St. Was 1st aus dieser OÖffnung auf die Gesellschaft hın, W as 1St AaUS der Ent-
scheidung für eın partızıpatıves Verfahren geworden?

Unter dem och sehr lebendigen FEindruck der Dynamık un der bewulfstseins-
prägenden Kraft, die der Konsultationsprozelß gerade 1ın vielen kırchlichen Grup-
plerungen, Gemeinden und Verbänden enttfalten konnte, keimte 1n der unmıittelba-
LE Folgezeıt die Hoffnung auf, dieses Beispıel moOoge Schule machen und kirchliche
Stellungnahmen wichtigen Themen mogen künftig, WE schon nıcht iımmer,
doch ımmer Ööfter aut Ühnlich beteiligungsintensiıve Weiıse vorbereıtet werden. Als
Uı drei Jahre spater, 1mM Oktober 2000, 1n eıner konzertierten Aktıon der Kommiıis-
S10N für gesellschaftliche und soz1ıuale Fragen der Deutschen Bischofskonferenz,
der katholischen Soz1ialverbände un des Zentralkomuitees der deutschen Katholi-
ken 1n Dresden die Inıtıatıve „Beteiligung schafft Gerechtigkeıit“ ausgerufen wurde,
sollte damıt eın wıederum partızıpatıonsorientiertes Follow-up Z (GGemelinsamen
Wort un dem VOTAUSSCHANSCHCH Prozeß inıtılert werden, die damals gESELIZLEN
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Impulse in wiıchtıigen Bereichen der Gesellschaftspolitik namentlıch ZART: Zukunft
der Arbeıt, der soz1alen Siıcherung un: Bıldung weıterzudenken®?°. Obwohl A4aUS

den aul eingerichteten Arbeıitsgruppen einıge wichtige Impulse kamen iınsbe-
sondere hat dıe Arbeıitsgruppe Bıldung ein vieldiskutiertes Papıer vorgelegt““
konnte das Anliegen eıner Fortsetzung des partızıpatıven Verfahrens und eıner Ver-
lebendigung der wenıge Jahre vorher vitalen Erfahrung nıcht wirkungsvoll
DESELZL werden: Weder 1St s gyelungen, Eerneut ıne ökumenische Inıtıatıve auf den
Weg bringen, och hat der Prozefß die Katholikinnen und Katholiken, gC-
schweıge denn 1Ne€e orößere gesellschaftliche Offentlichkeit erreicht.

Dennoch ırug auch dieses Projekt Z Diskussion dıe gesellschaftliche Rolle
der Kırche bei Während sıch 1mM (Gemeilnsamen Wort Ansätze für eın Selbstver-
ständnıs der Kırche als Akteurın ın der Zivilgesellschaft un: für eın entsprechend
welıltes Politikverständnıis ausmachen lassen, vollziehen die Kırchen ZW alr mMI1t
spateren Wortmeldungen durchaus deutliche „Einmischungen“ ın dıe Polıitik, ohne
aber jeweıls dıe eigene Raolle als politische Akteurin ausdrücklich T reflektieren.
Was s bedeutet, da{fß 1ine Wortmeldung W1e€e etwa das Impulspapıer DE Soz1iale
1ICUu denken“ VO seıten der Kırche kommt, Frıtt me1lst völlig hınter der Artıkulation
VO Sachpositionen zurück, die auch VO anderen eingenommen werden (können).
uch der Anspruch, partızıpationsorientiert vorzugehen un:! die VO den erorter-
ten Problemen Betroftfenen ın die Suche ach Analysen, Bewertungen un: KS-
sungsvorschlägen einzubezıehen, weıcht eiınem Reden TÜr  CC un! „über  CC diejenıgen,
die sıch selbst nıcht hinreichend Gehör verschaffen können“®>.

ber die Beobachtung solcher Akzentverschiebungen hınaus drangt sıch der Eın-
druck auf, 1m zurückliegenden Jahrzehnt hätten die innerkirchlichen dSorgen die
OberhandCI Die Arbeıt eıner tragfähıgen Zukunftsgestalt der Instıtu-
t10N Kırche 1St ohne 7 weıtel notwendiıg und unaufschiebbar; aber die ott defensiıv
erscheinende Auseinandersetzung m1t den krisenhaften Entwicklungen der tinan-
ziellen un! personellen Ressourcen der Bıstuüumer un die Bemühungen eıne Re-
strukturierung der Seelsorge scheinen den Schwung gebremst haben, der och
wenı1ge Jahre UVO das FExperiment Konsultationsprozeß/Gemeinsames Wort be-
tügelt und dessen Gelingen beigetragen hatte (vgl Nr. 40)

Di1e nNn1ıe€e ohne Anstrengung gelingende, aber ıntensıve ökumenische (GGeme1nsam-
keıt, die 1mM Konsultationsprozeiß un: 1m Geme1i1nsamen Wort gesellschaftlich wirk-
Sa 7EB Iragen gekommen Wal, ber alle 1n den etzten Jahren wıeder verstärkt
spürbaren wechselseıtigen Abgrenzungsbedürfnisse hınaus pflegen un! weıter-
zuentwickeln, scheıint gerade den Bedingungen eıner rel1210s und welt-
anschaulich och einmal pluraler gewordenen Gesellschaft esonders wiıchtıg,
WE die Kraft der christlichen Botschaft für die Zukunftsentwicklung HMSCIET: (r1e-
sellschaft $ruchtbar leiben b7zw. werden soll Die Kirchen werden dann
1aber nıcht umhınkommen, sıch auch ber ıhre Raolle un Posıtionierung iınnerhalb
der Zivilgesellschaft un! ıhr Verhältnis 7A08 Staat vertieft Gedanken machen.
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Die Tatsache, dafß auch niıchtchristliche relig1öse Bekenntnisse und ıhre mehr oder
wenıger institutionell verftaßten Gemeinschaften 1ın Deutschland legıtimerweıse ıhr
individuelles und korporatıves Recht auf posıtıve relıg10se Freiheit einfordern,
während andere Stimmen gleichzeıltig ıhre negatıve Religionsfreiheit einklagen,
sollte die Kırchen hellhörıg machen Hr einen Wandel, der auch für ıhre eigene DC-
sellschaftliche Verortung nıcht tolgenlos leiıben annn Alleın defensiv auf altherge-
rachte Rechtsposıitionen SCUZCHS; scheıint wen1g2. Die raQe, W as die Kirchen
1n Zukunft 1n und für diese Gesellschaft se1n werden, entscheidet sıch auch un:
nıcht zuletzt der Art un: Weı1se iıhrer Präsenz un:! der Konsıstenz ıhres Han-
delns „ad ıintra“ W1e€e „ad extra“” Das Bi  — einer diakonischen Kırche, wWw1e€e 1m (Se:
meınsamen Wort verheißungsvoll aufschien, 1St gerade auch dieser Rücksicht
och einmal wachzuruten un!: als Zukunftsmodell reflektieren2

Diakonische Kırche

Das zurückliegende Jahrzehnt hat 1er jedoch wen1g Ermutigendes gebracht:
Die Aufmerksamkeit der Kırchenleitungen richtet sıch zunehmend ach ınnen.
Darüber können auch gelegentliche Stellungnahmen so7z71al- un! gesellschafts-
politischen SOWIe ökologischen Themen nıcht hinwegtäuschen. Die gesellschaft-
lıch-politische Dimension der Kırche scheint in der Diskussion das, W 4S 1mM Un
ternehmensberater-Jargon kırchliches „Kerngeschäft“ ZCENANNL wiırd, den and
geraten se1n. Im og kirchlich-institutioneller Selbstbeschäftigung droht dıe für
die Kiıirche Jesu Christı unverzichtbare diakonale Dimension 1NSs Hıntertreftfen
geraten, und das,; obwohl sS1e durch Papst Benedikt XT un! se1ın Rundschreiben
„Deus carıtas est kräftigen theologischen Rückenwind erhalten hat Hıer oilt CS 1ın
Erinnerung rufen, W as die Römuische Bischofssynode VO/ ber „Gerechtig-
eıt 1n der Welt“ erklärt hat, da{ß näamliıch „der Eınsatz für Gerechtigkeıit un:
die Umgestaltung der Welt wesentlicher Bestandteıl der Verkündigung der Frohen
Botschaft, l. der Sendung der Kirche ZAHT: Erlösung des Menschengeschlechts
un: seıner Befreiung AUS jeglichem Zustand der Bedrückung“ 1St (De 1ustıit1a
1ın mundo, Nr. Irotz aller Chrıistinnen un Christen auch vorhandenen
Sens1bilität un! Aktıvıtäten für andere hatte das Gemel1nsame Wort eıne besorgn1s-
erregende Selbstbezogenheıt nıcht wenıger Gemeıinden und Christen beklagt,
die „den Vorgangen 1n der Gesellschaft wen1g Aufmerksamkeit“ schenkten.
Mıt dem (GGeme1i1nsamen Wort 1St deshalb daran erınnern, „dafß das Eıntreten
für Solıdarıtät und Gerechtigkeıit unabdıngbar 7A00 Bezeugung des Evangelıums
gehört und 1mM Gottesdienst nıcht 1Ur der Choral, sondern auch der Schrei
der Armen seınen Platz haben mufß, da{fß ‚Mystik“, also Gottesbegegnung, un:
‚Politike: also der Dienst der Gesellschaft, für Christen nıcht tren HEn sind“
(Nr. 46)
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Damıt zıtlert dieser ext sowohl Dietrich Bonhoeffters wıderständıge Theologie
als auch die Politische Theologie VO Johann Baptıst Metz MIt ihrer Betonung der
mystisch-polıtischen Doppelstruktur der Nachfolge Jesu Chriastı. ANUr WeTr für die
Juden schreıt, dartf auch gregorianısch sıngen“, mahnt Bonhoeftter 1935 „Die Kır-
che 1st IRKORG Kırche, WE1111 S1E für andere da “  iStes schreibt 944 AaUuS$ der Tegeler aft.
Diese Botschaft 1St auch die Botschaft des (GGemelinsamen Wortes: AIn der Nachfolge
Jesu ex1istiert dıe Kırche nıcht für sıch selbst, un: S1€e darf sıch auch nıcht 1Ur mMI1t
sıch selbst beschäftigen.“ S1e habe vielmehr eıne Sendung für alle Menschen und alle
Völker (Mt 28, 19) „Dıie Kırche hat damıt eınen öftentlichen Auftrag un eine Ver-
antwWwOrtLUN: für das (sanze des Volkes und der Menschheıit“ (Nr. 100) Fur das (je-
meılınsame Wort hat die diakoniıische Verantwortung un das daraus abgeleitete
Handeln sSOmIt notwendig 1nNe€e gesellschaftlich-strukturelle und damıt politische
Iragweıte (Nr. 104, 128)

In diesem Sınn hatte sıch auch der jetzıge Vorsitzende der Kommıissıon der
Deutschen Biıschofkonferenz, Bischof Reinhard Marx, 1m Konsultationsprozefß
Wort gemeldet:

„Die Aufgabe der Kirche 1n WUNSGCLIET GesellschafttMarianne Heimbach-Steins — Andreas Lienkamp  Damit zitiert dieser Text sowohl Dietrich Bonhoeffers widerständige Theologie  als auch die Politische Theologie von Johann Baptist Metz mit ihrer Betonung der  mystisch-politischen Doppelstruktur der Nachfolge Jesu Christi. „Nur wer für die  Juden schreit, darf auch gregorianisch singen“, mahnt Bonhoeffer 1935. „Die Kir-  che ist nur Kirche, wenn sie für andere da ist“, schreibt er 1944 aus der Tegeler Haft.  Diese Botschaft ist auch die Botschaft des Gemeinsamen Wortes: „In der Nachfolge  Jesu existiert die Kirche nicht für sich selbst, und sie darf sich auch nicht nur mit  sich selbst beschäftigen.“ Sie habe vielmehr eine Sendung für alle Menschen und alle  Völker (Mt 28, 19): „Die Kirche hat damit einen öffentlichen Auftrag und eine Ver-  antwortung für das Ganze des Volkes und der Menschheit“ (Nr. 100). Für das Ge-  meinsame Wort hat die diakonische Verantwortung und das daraus abgeleitete  Handeln somit notwendig eine gesellschaftlich-strukturelle und damit politische  Tragweite (Nr. 104, 128).  In diesem Sinn hatte sich auch der jetzige Vorsitzende der Kommission VI der  Deutschen Bischofkonferenz, Bischof Reinhard Marx, im Konsultationsprozeß zu  Wort gemeldet:  „Die Aufgabe der Kirche in unserer Gesellschaft ... ist auf beides ausgerichtet: Ort der  Gotteserfahrung zu sein und konkret sichtbares Zeichen der Liebe zu den Armen, des  Kampfes für Gerechtigkeit. Auf diese Verbindung von Mystik und Politik hat besonders  Johann Baptist Metz immer wieder zu Recht hingewiesen. Nur wenn Kirche gleichzeitig  Raum von Spiritualität, Kontemplation, Gebet und Aktion, Nächstenliebe, Engagement ist,  kann sie Kirche Jesu Christi auch in Zukunft sein. ... Keiner weiß ım Augenblick, wie die  Pastoral der Zukunft im einzelnen aussehen wird, aber wir können sicher sein, daß die Ele-  mente Mystik und Politik dazugehören werden.“?7  Der Lernprozeß geht weiter  Das Gemeinsame Wort will ausdrücklich nicht als ein „letztes Wort“ (Nr. 34) gele-  sen werden. Der Prozeß geht auch noch nach zehn Jahren weiter! Das Gemeinsame  Wort, so der Initiator und Promotor des Konsultationsverfahrens, Bischof Josef  Homeyer, „kann ja wohl nicht das letzte Wort sein. Es kann höchstens ein Zwi-  schenschritt, eine Selbstvergewisserung sein. Der Konsultationsprozeß ist ganz  gewiß zu Ende. Der Lernprozeß, so meine ich, muß weitergehen.“ 28 Dies gilt nıcht  nur für die christlichen Kirchen in Deutschland, sondern ebenso sehr auch für Ge-  sellschaft, Politik und Wirtschaft. Denn von einer (Welt-)Gesellschaft, „die nieman-  den ausschließt und die Lebenschancen für alle sichert“ (Nr. 104), sind wir noch  weit entfernt. Es geht um nichts weniger als die Zukunft und um die Frage, wie  diese solidarisch und gerecht gestaltet werden kann!  4681st auf beıides ausgerichtet: Ort der
Gotteserfahrung se1ın und onkret siıchtbares Zeichen der Liebe den Armen, des
Kampfes Hür Gerechtigkeıt. Auft diese Verbindung VO Mystık und Polıitik hat besonders
Johann Baptıst Metz immer wiıeder Recht hingewiesen. Nur WEeNnNn Kırche gleichzeıltig
Raum VO Spirıtualıitat, Kontemplatıon, Gebet und Aktion, Nächstenliebe, ngagement 1st,
kann S1E Kırche Jesu Christı auch 1n Zukunft se1n.Marianne Heimbach-Steins — Andreas Lienkamp  Damit zitiert dieser Text sowohl Dietrich Bonhoeffers widerständige Theologie  als auch die Politische Theologie von Johann Baptist Metz mit ihrer Betonung der  mystisch-politischen Doppelstruktur der Nachfolge Jesu Christi. „Nur wer für die  Juden schreit, darf auch gregorianisch singen“, mahnt Bonhoeffer 1935. „Die Kir-  che ist nur Kirche, wenn sie für andere da ist“, schreibt er 1944 aus der Tegeler Haft.  Diese Botschaft ist auch die Botschaft des Gemeinsamen Wortes: „In der Nachfolge  Jesu existiert die Kirche nicht für sich selbst, und sie darf sich auch nicht nur mit  sich selbst beschäftigen.“ Sie habe vielmehr eine Sendung für alle Menschen und alle  Völker (Mt 28, 19): „Die Kirche hat damit einen öffentlichen Auftrag und eine Ver-  antwortung für das Ganze des Volkes und der Menschheit“ (Nr. 100). Für das Ge-  meinsame Wort hat die diakonische Verantwortung und das daraus abgeleitete  Handeln somit notwendig eine gesellschaftlich-strukturelle und damit politische  Tragweite (Nr. 104, 128).  In diesem Sinn hatte sich auch der jetzige Vorsitzende der Kommission VI der  Deutschen Bischofkonferenz, Bischof Reinhard Marx, im Konsultationsprozeß zu  Wort gemeldet:  „Die Aufgabe der Kirche in unserer Gesellschaft ... ist auf beides ausgerichtet: Ort der  Gotteserfahrung zu sein und konkret sichtbares Zeichen der Liebe zu den Armen, des  Kampfes für Gerechtigkeit. Auf diese Verbindung von Mystik und Politik hat besonders  Johann Baptist Metz immer wieder zu Recht hingewiesen. Nur wenn Kirche gleichzeitig  Raum von Spiritualität, Kontemplation, Gebet und Aktion, Nächstenliebe, Engagement ist,  kann sie Kirche Jesu Christi auch in Zukunft sein. ... Keiner weiß ım Augenblick, wie die  Pastoral der Zukunft im einzelnen aussehen wird, aber wir können sicher sein, daß die Ele-  mente Mystik und Politik dazugehören werden.“?7  Der Lernprozeß geht weiter  Das Gemeinsame Wort will ausdrücklich nicht als ein „letztes Wort“ (Nr. 34) gele-  sen werden. Der Prozeß geht auch noch nach zehn Jahren weiter! Das Gemeinsame  Wort, so der Initiator und Promotor des Konsultationsverfahrens, Bischof Josef  Homeyer, „kann ja wohl nicht das letzte Wort sein. Es kann höchstens ein Zwi-  schenschritt, eine Selbstvergewisserung sein. Der Konsultationsprozeß ist ganz  gewiß zu Ende. Der Lernprozeß, so meine ich, muß weitergehen.“ 28 Dies gilt nıcht  nur für die christlichen Kirchen in Deutschland, sondern ebenso sehr auch für Ge-  sellschaft, Politik und Wirtschaft. Denn von einer (Welt-)Gesellschaft, „die nieman-  den ausschließt und die Lebenschancen für alle sichert“ (Nr. 104), sind wir noch  weit entfernt. Es geht um nichts weniger als die Zukunft und um die Frage, wie  diese solidarisch und gerecht gestaltet werden kann!  468Keıiner weıfß 1mM Augenblick, Ww1e€e die
Pastoral der Zukunft 1m einzelnen aussehen wırd, aber WIr können siıcher se1n, da{ß die Fle-

Mystık und Politik dazugehören werden.“

Der Lernprozeiß geht weıter

[as Gemel1nsame Wort ll ausdrücklich nıcht als eın „letztes Wort“ (Nr. 34) gyele-
SCI1 werden. Der Prozefß gyeht auch och ach zehn Jahren weıter! Das Geme1insame
Wort, der Inıtıator un: Promotor des Konsultationsverfahrens, Bischof Josef
Homeyer, „kann Ja ohl nıcht das letzte Wort se1ln. Es ann höchstens ein 7 wı1ı-
schenschrıtt, 1ne Selbstvergewisserung Se1IN. Der Konsultationsprozeiß 1St Sanz
gew1ß Ende Der Lernprozeß, meıne ich, MUu weitergehen.  < 28 Dıies oilt nıcht
11UT tür die christlichen Kıirchen 1ın Deutschland, sondern ebenso sechr auch für (Ze:
sellschaft, Politik un: Wirtschaft. TDDenn VO eıner (Welt-)Gesellschaft, „dıe nıeman-
den ausschliefßt und die Lebenschancen für alle siıchert“ (Nr. 104), sınd WIr och
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